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Amtlichor Theil.

Nr. 952. 1. Betreffend die Wahlen zum Hause
der Abgeordneten.

Jm Verfolg meiner Kreisblatt - Bekanntmachung
vom l7. Mai cr. [Stück 20, Nr. 945] weise ich auf
die Vorschriften im § 8 des Reglements vom 4. Okto-
ber 1861 zur Verordnung vom 30. Mai 1849, betref-
fend die Ausführung der Wahlen zum Haufe der Abge-
ordneten, hin und erfuche demgemäß die Magisträte in
den Städten: die vorgeschriebenen Auszüge aus den Ab-  

theilungslisten bezüglich der zum Dienst einberufenen
landwehkpflichtigen Urwähler rechtzeitig an den betref-
fenden Herrn Landwehr-Bataillons-Kommandeur zu
übersenden, die Herren Wahlvorsteher der ländlichen
Urwahlbezirke aber erfuche ich: Die nebenbezeichneten Aus-
züge aus den Abtheilungslisten unverzüglich nach der
hier erfolgten Abgrenzung der Abtheilungen (also nach
dem 12. Juni or.) an mich einzureichen.

Die Auszüge sind nach dem folgenden Schema
anzufertigen :
 

 

  

Des Urwählers Bezeichnung-] Zahldek

- r in der Abt eilnn
HteuerbetrFO des Urwahlbezirks, der Abtl)eilung, h g

N a m e. mit welchem er in der _ zu mäblenben Wahl-
W o h n o r t. Abtheilungsliste an- für welchen m welcher

(Vor- und stimme.) gesetzt Ist— er zu wählen hat. männer.
Rtblr. Sgr. Pf-
 f

   
machen.

2. Betreffend die Wahlen zum Hause der
Abgeordneten.

.Jm Verfolg meiner Kreisblatt-Verfügung vom 17.
Mai cr. (Stück 20, Nr. 945) bringe ich hierdurch zur
Kenntniß, daß ich für den 15. Urwahlbezirk (Groß-Gra-
ben) zum Wahlvorsteher, anstatt des Herrn Pastors
Schubert,

den Herzoglichen Amtspiichter Herrn Retter,
und zum Wahlvorsteher-Stellvertreter, anstatt des Herrn
Brauer Däumling,

den Herrn spannt Schubert
ernannt habe. —

Oels, am 23. Mai 1866.
Der Königliche Landrath.

von der Berswordt.  

 

 

 f
Die resp. Ortsgerichte« haben die Herren Wahlvorsteher auf gegenwärtige Verfügung aufmerksam zu

Nr. 958. Oeffentliche Bekanntmachung.

Am 14. Mai d. J. ist in den sogenannten Buch-
wälder Teichen bei Neuwalde der Leuchnam von einem
Kinde weiblichen Geschlechtes gesunden worden, wel-
ches mindestens l4 Tage alt, mit einem Hemd, einer
gehäkelten Mütze, und einer roth und weiß gestreiften
Wickelschnur bekleidet gewesen ist.

Jeder, welcher über die Person der Mutter dieses
Kindes, oder darüber zuverlässige Auskunft geben kann,
wer dasselbe an den Ort gebracht hat, woselbst es ge-
funden worden ist, — wird um baldige Nachricht hierher
ersucht. «

Trebnitz, den 18. Mai 1866.

Der Königliche Staatsanwalt
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Nr. 9511. -
Zufolge Anordnung des Königl.. General-Comman-

dos 6.« Armee-C·orps sollen zu- der Formirung der Land-
webr-Compagnie des II. Aufgebots zur Landes-Verthei-
digung zuvörderst Freiwillige eingestellt werden, die bei
der Jnfanterie gedient haben und militärisch ausgebildet
sind, unter Berücksichtigung ihrer Diensttauglichkeit.

Es können dies Leute sein, die sich noch im beur-
laubten Verhältniß besinden, oder in den Landsturm aus-
geschieden sind, jedoch nicht in der Il. Classe oder unter
Wirkung der Ehrenstrafen stehen dürfen

Anmelduugen stnden in Oels beim Bataillons:Com-
mando statt. Oels, den 24. Mai 1866.

Der Königliche Landrath.
von der Berswordt.

Nr. 955. Betreffend die Wahlen zum Hause der
Abgeordneten

Jm Anschlusse an meine umseitge Bekanntmachuug
vom 23. Mai cr. (Nr. 952. l.) bemerke ich, daß der
§ ö des Wahl-Reglements vom 4. October 1861 sich
nur auf die zum Dienst einberufenen Landwehrpflichtigen
des I. und des II. Aufgebotes bezieht, während rücksicht-
lich der Reserven und der Stammmannschaftender Land-
wehr, gleichwie bei den übrigen, Militairpersonen die
ersten beiden Sätze der Verordnung vom 30. Mai 1849
in Anwendung kommen.

Oels, den 25. Mai 1866.
Der Königliche Landrath.

von der Berswordt.

Nr.956. Bekanntmachung.
Durch die FeldpostsAnsialten werden in Privat-

Angelegenheiten der Militnirs - und Militainenmten
gewöhnliche Briefe und Geldbriefe mit einem Werth-
iuhalte unter und bis 50 Rthlr. einschließlich

und zwar frei vom Preußischen Porto befördert.
Die sIlDreffen Der Sendungen an Militairs und

Militair-Beamte müssen mit dem Vermerk ,,Feldpost-
brief« versehen sein und genau ergeben,

zu welchem Armee-Corps, welcher Division-
welchem Regiinente, welchem Bataillon, welcher
Compagnie (oder sonstigem Truppentheile) der
Adressat gehört, welchen Grad und Charakter
oder welches Amt bei der Biilitair- Verwal-
tung derselbe hat.

Privat-Päckereien an Militairs und Militair-Beamte
siverden bis auf Weiteres durch die Lokal-Post-Anstalten
gegen die sonst üblichen Portofätze vermittelt. Zur För- derung des Abgabe-Geschäfts ist es nothwendig, daß
Dergleichen Privat-Päckereien nur frankirt zur Post ne-«
siangenz sJDDfizäBorfchüffe sind aus Sendungen an Militairs
und Niilitaineamte aus jenem Grunde nicrt anwend-
bar. Da die Feldpost:Aiistalteti nicht die Auszahlung
von Post-Anweisungs-Beträgen übernehmen können, so
ist bei der Uebermitteluug von Geldbeträgen an Militairs
und Militair-Beamte —— statt von der Post-Anweisung ———
von der portofreien Versendung des Geldes in förmliche
Geldbriefen Gebrauch zu machen. «

Berlin, den 18. Mai 1866.
Generial-Post-Amt.

von Philipsborn 
Nichtamtlicher Theil.

Allerhöchster Erlaß auf eine Adresse der
ftädtifchen Behörden zu Breslau.

. Unter den erfreulichen patriotischen Kundgebungen,
welche im Gegensatze gegen so manche thörichte und ge-
sinnungslose Friedensadressen in den letzten Wochen an
den Tag getreten-sind, nimmt eine Adresse, welche der
Magistrat und die Stadtverordneten-Versammlung von
Breslau an Se. Majestät den König gerichtet haben,
eine bedeutende und ehrenvolle Stelle ein, nicht blos
durch ihren ernsten Geist und Inhalt, sondern auch da-
rum, weil sie von einer Stadt ausgeht, welche von den
Gefahren des Krieges möglicherweise früher betroffen
werden könnte, als irgend eine der großen, Städte der
Monarchie. .

Die Adresse lautet wie folgt: — «
»Allergnädigster König und Herr! Jn dieser ernsten

Zeit, in welcher Preußen und Deutschland von schweren
Kriegsgefahren bedroht sind, sei es den städtischen Be-
hörden Breslaus, als der Hauptstadt derjenigen Provinz,
die zuerst und zunächst dem Kriege mit seinen Wechsel-
fällen ausgesetzt ist, gestattet, dem Throne Ew. Majestät
mit einer ehrfurchtsvoll-en Vorstellung zu nahen. Ew.
Majestät haben die Mabilmachung der gesammten Armee
befohlen. Wir wissen, daß Ew. Majestät Sich mit

schwerem Herzen dazu entschlossen haben. Ew. Majestcit
kennen die Leiden, welche die in den langen Friedens-
jahren so reich entwickelte Erwerbsthätigkeit des preußi-
schen Volkes bereits getroffen und im Falle des Ausbruchs
des Krieges in noch weit höherem Grade fressen werden;
es müssen also schwer wiegende Gründe sein, Die Ew.
Majestät zu dem ernsten Entschlusse bestimmt haben.
Wir glauben an Allerhöchsier Stelle die Versicherung abgeben zu Dürfen, daß Breslau an Opferwilligkeit, wie
im Jahre 1813, so auch jetzt keiner andern Stadt Preu-
ßens nachstehen wird. Wir fühlen gemeinsam mit
Ew. Majestät die Drangsale des Krieges; wir unter-
schätzen nicht die Lasten, welche das preußische Volk zu
tragen haben wird; wir kennen die Opfer, welche der
Krieg fordert. Demungeachtet sprechen wir es aus und
glauben hierin der Zustimmung unserer Mitbürger sicher
zu sein, daß wir, wenn es die Macht und die Ehre
Preußens, seine Stellung in Deutschland und die mit
dieser Stellung in nothwendigem Zusammenhange stehende
Einheit unseres gemeinsamen Vaterlandes gilt, den Ge-
fahren und Nöthen des Krieges mit derselben Opfer-
willigkeit und Hingebung entgean gehen, wie Die fehle:
sischen Männer es unter der Führung von Ew. Maj.
hochseligem Vater gethan. Können jene höchsten Güter Preußens und Deutschlands erhalten werden im Frieden,
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fo begrüßen wir denselben freudigen Herzens; sollten
aber die Gegner Preußens und Deutschlands, wie es
im Jahre -1850 geschehen, wiederum eine Minderung
der Machtstellung Preußens, wiederum eine Demüthigung
Preußens erstreben, so wird Schlesien lieber alle Lasten
und Leiden des Krieges auf sich nehmen, als die Lösung
der historischen Aufgabe sDreubenö, Die Einigung Deutsch-
lands, wieder auf Jahrzehnte hinausrücken lassen. Aber
wir können Ew. Majestät in dem Gefühle, daß es in
der für das ganze Vaterland so schweren Zeit unsere
erste Pflicht ist, unserer aufrichtigen und innersten Ueber-
zeugung offenen Ausdruck zu geben, nicht verhehlen, wie
in diesem Augenblick die Grundlage einer allgemeinen
Begeisterung noch fehlt. Der Einklang zwischen Regie-
rung und Volk, der in jener für Preußen und Deutsch-
land so ruhinreichen Zeit den unvergessenen Thaten Sieg
verlieh, ist nicht vorhanden; der Verfassungskampf ist
nicht beendet. Die Weisheit Ew- sJJc‘aiefic'it wird die
Mittel und« Wege sinden, den inneren Konflikt, der so
schwer auf dem Lande lastet, zu beseitigen und das Ver-

 

wahlen ist den Wählern und den Gewählten die Mög
lichkeit gewährt, frei von den Beziehungen, welche in
der Vergangenheit wurzeln, die Gesinnung zum· Aus-
druck zu bringen, welche Mein Volk in der gegenwär-
tigen bedrohten Lage des Landes erfüllt. Jn diesem
Sinne hoffe Jch auf dem bevorstehenden Landtage
Meine getreue Stadt Breslau vertreten und durch ihre
Abgeordneten zur Herbeiführung der von Mir er streb
ten Verständigung mitwirken zu sehen.

(gez.) Wilhelm.
(gez.) Graf zu Eulenburg.«

Der Grund und Zweck der Kriegsriistungem
Warum haben wir zum Kriege gerüstet und zu

welchem Zweck würde der Krieg geführt werden?
So hört man auch jetzt noch fragen: und gewiß

hat das preußische Volk, so groß sein Vertrauen zum
König und zu dessen gewissenhafter Fürsorge für das Lan-
deswohl ist, doch ein Recht, zu fragen, ans welchem
Grunde und zu welchem Zwecke ihm die großen und

 

trauen zwischen der Staats-Regierung und dem Volke-schweren Opfer der Rüstungen und des Krieges auferlegt
herzustellen, welches erforderlich ist,
solchen Kampf nothwendige nationale Begeisternng wach
zu rufen. Ju tiefster Ehrfurcht verharren wir Ew. Kö-
niglicheu Majestät allemntertbänigfie, treugehorsamste
der Magistrat, die Stadtverordneteu-Versammlung der
Haupt: und Resideuzstadt Breslan.«

Auf diese Adresse hat Se. Majestät der König
unterm l9. Mai folgende Allerhöchste Antwort erlassen:

»Die Worte, welche Magistrat und Stadtver-
ordnete der Stadt Breslau in der Vorstellung vom
lö. d. SJJi. an Mich richten, habe Jch gern vernom-
men. Jch erkenne in ihnen den Ausfluß desselben
Geistes, welcher im Jahre 1813 die Väter der heuti-
gen Bewohner Breslau’s befeelte; es hat Mir wohl-
gethan, daß die Vertreter der Stadt diesem Geiste
mit Ernst und Wärme Ausdruck gegeben haben.
Niemand kann die Schwere der Opfer-, welche der
Krieg dem Vaterlande auferlegen würde, schmerzlicher
empfinden, als Jch, Niemand das Bedürfniß leb-
hafter fühlen, daß dieselben von Herrscher und Volk
in ungetrübter Eintracht getragen werden. Möge
Mein Wort der Stadt Breslau als Bürgschaft
Dienen, daß kein ehrgeiziges Streben, selbst nicht
dasjenige» welctsses im Interesse des großen gemeinsa-
men Vaterlandes berechtigt genannt werden könnte,
sondern nur die Pflicht, Preußen und seine heiligsten
Güter zu vertheidigen, Mich Mein Volk hat zu den
Waffen rufen lassen. Mögen die Einwohner der Stadt
überzeugt sein, daß die Verständigung über die zwischen
Meiner Regierung und dem Landtage streitigen Fra-
gen das Ziel Meiner Wünsche und Nieines eifrigen
Strebens ist Jn der Hoffnung, diesem Ziele näher
zu treten, in der Hoffnung, daß Angesichts der Gefah-
ren, welche Preußen bedrohen, die einander widerstrei-
tenden Rechtsansichten und Stimmungcn ihre Ver-
mittelung in der gemeinsamen Hingebung für das
Vaterland sinden werden, werde Jch den Landtag der
Monarchte einberufen. - DurchAnordnung von Neu-

um die für einenlwerden.

 

So wie es in Preußen zwischen Fürst und
Volk von jeher gestanden hat, kann es bei uns keine
Kriege geben, die blos nach der Willkür und Laune einer
zufälligen Regierungsmeinuug ohne ein wirktiches großes
Interesse des Staates geführt werden; Preußens
Fürsten haben ihrem Volke stets nur Kriege zugemuthet,
bei welchen die allgemeine Begeisterung für einen wich-
tigen Zweck, für ein wahrhaftes nationales Interesse vor-
ausgesetzt und in Anspruch genommen werden konnte.

Unser König hat sich vor Kurzem in der Ansprache
an die Mitglieder der kirchlichen Conferenz in gewichti-
gen Worten über seinen aufrichtigen Wunsch für Er-
haltung des Friedens und über die trotzdem herangetre-
teue Nothioendigkeit zu den schweren Kriegsrüstungen aus-
gesprochen Aus jedem Worte des Monarchen tönt der
tiefe Ernst hervor, mit welchem er die schwer wiegenden
Entschließungen dieser Zeit getroffen hatt er selber weist
auf die schwere Verantwortung vor Gott und vor dem
Lande hin, der er sich wohl bewußt ist; er versichert, daß
er sich mit seinem Gewissen täglich vor seinen Gott
stellt, um Seine Stimme zu hören und Seinen Willen
zu thun; —- er will getrost und freudig den Weg gehen,
den Gott ihn führt.

Preußens gutes Recht und die Ehre des Landes
zu schützen, — das ist nach des Königs Worten der
Grund und Zweck der jetzigen Kriegsbereitschaft; seine
Gesinnungen und ausdrücklichen Versicherungen bürgen
dafür, daß er nur dann und nur darum zu den Waffen
greifen will, wenn jene höchsten Güter Preußens, das
Recht und die Ehre des Landes, nicht anders als mit
den Waffen in der Hand gewahrt werden können.

Preußens gutes Recht ist von Oesterreich willkürlich
mißachtet worden —- zuuächst in den Herzogthümern
Schleswig-Holstein: die österreichische Statthalterschast
nnd die österreichische Regierung haben dort im Wider-
spruch mit dem klaren Vertragsrecht und mit Oesterreichs
eigenen oftmals bekundeten Rechtsanschauungen das re-
volutionaire und anmaßende Treiben der augustenburgi-
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schen Partei geduldet und ermuntert, anscheinend nur
deßhalb, um die auf dem Recht, wie auf dem deutsch-
nationalen Jnteresse begründete Stellung Preußens zu
gefährden und zu untergraben. Oesterreich hat sodann
unter dem Schein und Vorwand friedlicher Zugeständ-
nisse Bedingungen und Zumuthungen an Preußen gestellt,
welche den Grundsätzen der früheren gemeinsamen Poli-
tik schnurstracks zuwiderläuer und nur darauf hinausge-
hen, Preußen neue Lasten aufzuerlegen.

Preußens Ehre ist von Oesterreich beleidigt und
herausgefordert worden, indem die österreichische Regie-
rung schon die stillschweigende Abwendung Preußens von
weiteren fruchtlosen Verhandlungen für einen genügende-e
Grund hielt, drohende Rüstungen an unseren Grenzen
vorzunehmen und in ganz Deutschland Bundesgenossen
gegen Preußen zu werben. Als aber Preußen nothge-
drungen zu Gegenrüstungen geschritten war, verlangte
Oesterreich von uns die gänzliche Abrüsiung, während es
an feinem Theile die Rüstungen in der umfassendsten
und bedrohlichsten Weise fortsetzte, vorgeblich gegen Ita-
lien, in Wahrheit aber und ganz ersichtlicher Weise eben
fo sehr gegen Preußen.

Um den Streit über die Schleswig-Holsieinsche Frage
in seiner wahren höheren Bedeutung, in seinem Zusam-
menhange mit der ganzen Stellung und Ausgabe Preu-
ßens für die nationale Entwickelung Deutschlands erken-
nen zu lassen, —- uud zugleich, um wo möglich den
Kampf mit Oesterreich über die gemeinsam befreiten deut-
schen Länder noch zu vermeiden, —- forderte Preußen die
deutschen Regierungen auf, mit ihm gemeinsam und un-
ter Betheiligung des deutschen Volkes eine Verbesserung
der deutschen Bundesverhältnisse ins Auge zu fassen,
durch deren Verwirklichung die Machtentwickelung Deutsch-
lands wesentlich gestärkt und den unabweislicheu Forde-
rungen Preußens für die Erfüllung seines deutschen Be-
rufs Befriedigung zu Theil werben, gleichzeitig aber die
Lösung der Schleswig-Holsteinschen Frage erleichtert
werden soll.

Obwohl dieser Antrag Preußens augenscheinlich im
Interesse ganz Deutschlands und zu Gunsten einer fried-
lichen Beilegung der Streitfragen gestellt war, so hat
derselbe doch weder bei Oesterreich, noch bei den ihm be-
freundeten Regierungen irgend eine Förderung oder ge-
nügende Beachtung erfahren: Oesterreichs Bemühungen,
weit entfernt, den naturgemäßen Einfluß Preußens in
Norddeutschland anzuerkennen, sind mehr als je daraus
gerichtet, die Stellung Preußens in Deutschland in jeder
Beziehung zu erschüttern.

Während die österreichische Regierung ganz Deutsch-
land gegen uns in Waffen zu rufen bemüht war, wäh-
rend die mit Oelterreich eng verbündete sächsische Regie-
rung den Bund gegen die preußischen Rüstungen, nicht
aber gegen die vorgängigen herausfordernden Rüstungen
Oesterreichs aufries, erklangen aus Oesterreich immer leb-
hafter ein wilder Kriegslärm und die beleidigendsten
Drohungen gegen Preußen. Blätter, welche der österrei-
chischen Regierung nahe stehen, verkünden seit Wochen
Tag für Tag, daß es jetzt gelte, die preußische Macht

 

 

zudrücken: Schlesien müsse wieder an Oesterreich, das
preußische Sachsen wieder an den König von Sachsen
fallen und Preußen wieder ein Staat zweiten oder drit-
ten Ranges werden. Alle Leidenschaften, aller Haß, alle
Habgier und Beutelust der Völkerschaften, aus denen
das Kaiserreich zusammengesetzt ist, werden absichtlich
wieder aufgestachelt, um eine wilde Kriegslust gegen
Preußen zu erregen, und allerwärts wird laut verkündet,
Oesterreich dürfe, selbst wenn der Anlaß des Streites
beseitigt wäre, die Waffen nicht niederlegen, ohne daß
Preußen gedemüthigt, zerstückt und unschädlich gemacht sei.

Wer könnte bei solchem Verhalten Oesterreichs zu
leugnen wagen, daß Preußens Ehre ebenso wie Preußens
gutes Recht unabweislich erheischen, daß unser Volk sich
mit dem Aufwand allerKraft und Hingebung zur Wehr setze.

Jeder, der einen Funken preußischen Sinnes und
Ehrgefühls hat, muß Angesichts jener Thatsachen klar
erkennen und lebhaft empfinden, warum Preußen rüstet
und rüsten mußte. — Es ist ein Zeichen der sittlichen
und patriotischen Verkommenheit, bis zu welcher einzelne
der äußersten demokratischen Stimmführer und Blätter
herabgesunken sind, daß sie in dieser Zeit aus bloßer
Partei-Verbitterung die heiligsten Interessen des Vater-
landes, das Recht und die Ehre Preußens an ihrem
Theile gering achten und verrätherisch preis-geben Von
den eigenen Parteigenossen, soweit sie sich ein preußisches
Herz bewahrt haben, wird solch ein Verhalten verachtet
und gebrandmarkt: überall zeigt sich trotz Resolutionen
und Friedens-Adressen in lebendigen Zeichen, daß das
Herz des Volkes ist, wo Preußens Fahnen für Preußens
Recht und Ehre wehen.

Wie der Grund unserer Rüstungen, so ist auch ihr
Zweck und Ziel von vornherein klar: Preußens Recht
nicht blos in Schleswig-Holstein, sondern in Deutsch-
land zu wahren und gegen alle Mißgunst und Eifer-
sucht sicher zu stellen, Deutschland selbst durch feste Eini-
gung auf allen Gebieten thattächlicher Machtentwicke-
lung zu stärken, kurz Preußens Beruf für sich selbst und
für Deutschland zu erfüllen, dazu hat der König
sein Volk zu den Waffen gerufen, und sei es, daß die 
Rüstungen zum Krieg oder, wenn es noch sein kann,
ohne Krieg, zu Wiederbefestigung eines ehrenvollen Frie-
dens führen, so müssen jene Güter für Preußen und
Deutschland unwiderruflich gesichert werden.

Friedensbemiihungen.
Seitdem die Gefahr eines Krieges zwischen Oester-

reich einerseits, Preußen und Italien andererseits näher
gerückt ist, haben sich mehrere der europäischen Mächte
bemüht, eine Vermittelung herbeizuführen. Namentlich
hat der Kaiser von Rußland in aufrichtiger Friedensliebe
die dringendsten Vorstellungen in Wien und in Berlin zu
Gunsten des Friedens gemacht, ohne jedoch eine Ein-
mischung in die sireitigen --Angelegenheiten zu versuchen
oder in Aussicht zu stellen. Nachdem diese Bemühungen
einzelner Mächte vornehmlich an der immer schrofferen
Haltung Oesierreichs gescheitert waren, haben sich Nuß-
land und England mit der französischen Regierung in wieder zu ihrer vormaligen bescheidenen Stellung herab- Verbindung gesetzt, um wo möglich gemeinschaftlich eine
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Vermittelung durch allgemeine Friedensverhandlungen
zu Stande zu bringen.

Der Kaiser der Franzosen hatte bereits vor drei
Jahren einen allgemeinen europäischeii Kongreß zur
Schlichtung aller streitigen Fragen in Vorschlag gebracht.
Preußen hatte schon damals seine Bereitwilligkeit dazu
erklärt; der Plan scheiterte jedoch an dem Widerstreben
Englands und an der Weigerung Rußlands, die pol-
nische Frage zum Gegenstand einer Einmischung »der
fremden Mächte machen zu lassen. Gegenwärtig liegt
diese Schwierigkeit nicht mehr vor, und Rußland, ebenso
wie England, sind jetzt auf den Vorschlag Frankreichs
zurückgekommen. Es war Von vorn herein zu erwarten,
daß der Kaiser Napoleou die Verwirklichung seines alten
Plans nicht von der..Hand weisen würde, wenn auch
die großen Schwierigkeiten, ivelche einer Durchführung in
diesem Augenblicke entgegenstehen, nicht zn verkennen find.

Die drei Mächte haben sich zuvörderst unter einan-
der über Die Grundlagen der einzuleitendeii Friedens-
verhandlungen zu verständigen gesucht, und inzwischen
nur vorläiisige Anfrageii an Preußen, Oesterreich und
Italien in Betrefj der Geneigtheit derselben zu solchen
Verhandlungen gerichtet· - «

Preußen und Italien haben eine Betheiligung im
Allgemeinen nicht abgelehnt, wenn sie auch bei dein
gegenwärtigen Stande der Dinge wenig Vertrauen zu
einein Erfolge des Kongresses hegen können, zumal da
Oesterreich von vornherein das größte Widerstreben gegen
die beabsichtigten Verhandlungen zu erkennen gab. Eine
der Hauptfragen des Kongresses mußte nämlich die vene-
tianische Angelegenheit fein; Oesterreich aber sträubt sich
entfchieDen, auf Verhandlungen wegen einer Abtretung
Veneiiens einzugehen.

Es wird überhaupt sehr schivierig sein, Grundlagen
für die Verhandlungen festzustellen, welche eine Aussicht
auf ©elingen gewähren; — ohne eine solche sehr bestimmte
Aussicht aber wird es kaum möglich sein, die betheiligten
Mächte zu einer Einstellung ihrer mit den größten An-
strengungen unternommenen Rüsiuiigen zu bestimmen,
während es andererseits eben so unmöglich ist, diese

RÜstUUgeU längere Zeit hindurch aufs Ungewisse hin
aufrecht zu erhalten.

Jn dieser Erkenntniß scheinen sich die vermittelnden
Mächte mit ihrer vorgängigen Verständigung und mit
ihren Vorschlägen an die betheiligten Regiernngen beeilen
zu wollen und dürften in den nächsten Tagen bestimmtere
Aufforderungen zu dem Kongreß zu erwarten sein. Die
jüngst von Dresden verbreitete Nachricht, daß der Kon-
greß bereits von allen Seiten beschlossen sei, war in
jeder Beziehung voreilig und irrig. ·

Die preußische Regierung wird das WerkdesFrm
dens und einer allgemeinen Verständigung, so viel an
ihr ist« gewif; zu fördern suchen, insoweit die Interessen
und die Ehre Prenßens, so wie die Fürsorge für Deutsch-
lands Machtstellung und Selbstständigkeit es irgend
gestatten.

(Die« RüstUUgetU Oesterreichs haben auchin der
letzten Zeit ohne Unterbrechung fortgedauert. Die öster-  

reichische Regierung hat augenscheinlich ihre Hauptstreit-
macht in der Nähe der preußischen Grenzen vereinigt.
Der Feldzeugineister von Benedek hat bereits einen Ar-
meebefehl erlassen, in welchem er den Truppen seine Er-
nennung zum Oberbefehlshaber der »Nordarmee« zaus-
drücklich bekannt macht. Er nimmt die Hingebung der
Armee in Anspruch »zur Abwehr und Bekämpfung jedes
Feindes, der es wagt, ungerecht und muthwillig den
Kaiser, sein Herrscherhaus und seine Monarchie zu be-
Drehen!“ »Die Armee,« heißt es Dann, ,,wird in Kur-
zem versammelt sein, in Allem geordnet, mit Allem
ausgerüstet.«

So hat denn Oesterreich auch in dieser Beziehung
den ersten Schritt zur weiteren ausdrücklichen Verkündi-
gung seiner triegerischen Stellung nach Preußen hin ge-
than. Es ist jedenfalls höchst bedeutsam und beachtungs-
werth, daß von den ersten Rüstungen an bis zu diefer
kriegerischen Kundgebung des Oberbefehlshabers jeder
weitere Schritt in der gesammten Entwickelung der krie-
gerischen Lage stets von Oesterreich ausgegangen ist·

Auch die Regierungen mehrerer anderer deutscher
Staaten fahren mit ihren Kriegsvorbereitungen unaus-
gesetzt fort. (Sri Betrefs des Kurfürstenthnms Hessen
sind die Nachrichten von Kriegsvorbereitungen daselbst
durch die amtliche Zeitung des Kurfürstenthums in er-
freulicher Weise in Se‘lbreDe geftellt.) Die hannoversche
Regierung hat der preußischen gegenüber neuerdings Er-
klärungen abgegeben, welche geeignet sind, die früheren
Vesorgnisse, Hannover möchte in einem bevorstehenden
Kriege eine gegen Preußen seindselige Stellung ein-
nehmen, vollständig zu beseitigen.

Die Mobilmachung und die Landwehr.
Die Einziehung eines großen Theils der Landwehr zu

den gegenwärtigen Rüstungen hat der Vorwurf veran-
laßt, daß die Reorganisation der Armee sich hiernach in
Bezug auf Die Schonung der Landwehr nicht bewähre.
Diese Ansicht beruht jedoch auf einer vollständigen Ver-
kennung der Thatsachen, sowie des Wesens der Reorga-
nisation.

Bei Einführung der neuen Heereseinrichtungen ist
es keineswegs die Absicht gewesen, die Landwehr zu be-
seitigen, sondern nur sie zu erleichtern und ihrer ursprüng-
lichen Bestimmung zurückzugeben. Der Abgeordnete von
Vincke erklärte bei der ersten Berathnng der Reorgani-
sation als Berichterstatter im Abgeordneteuhaufe aus-
drücklich: die Kommission habe bereitwillig und einstim-
mig anerkannt, daß der Regierung darin beizutreten
wäre, daß die Landwehr nicht mehr in der bisherigen
Höhe, wo sie etwa die Hälfte der Feldarmee bildete,
fsonoern künftig nur etwa als ein Drittel ein Bestand-
theil der mobilen Feldarinee bleibe, wodurch es denn
möglich werden würde, alle die Vortheile zu erreichen,
welche Die Regierung in Aussicht stelle.

Diese Vortheile und Vorzüge der Reorganisation
beweisen sich in der That auch fegt, wo eine Rüstung
im größten Umfange stattfindet.

Nach der alten Heereseinrichtung hätten nicht erst
jetzt, sondern schon bei der vorläufigen Kriegsbereitschaft,
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welche am 29. März befohlen wurde, in allen betheilig-
ten Bezirken die Landwehr-Bataillone in der Stärke
von 666 Köpfen einberufen werden müssen, weil früher
jede kriegsbereite Brigade aus einem Linien- und ans
einem Landwehr-Regiment bestand.

Vollends aber um eine Armee zu vereinigen, wie
sie nunmehr in Folge der neueren Mobilmachungsbefehle
aufgestellt ist, hätte nach den alten Einrichtungen die ge-
fammte Landwehr ersten unD zweiten Aufgebots bis zur
ältesten Klasse einberufen werden müssen. Die Landwehr
ersten Aufgebots würde diejenige Stelle in der mobilen
Feldarmee einnehmen, welche jetzt von den neuen Linien-
Regiinentern ausgefüllt ist, die Landwehr zweiten Aufge-
bots aber müßte die Aufgabe erfüllen, welche jetzt den
Landwehr-Bataillonen ersten Aufgebots zugewieer ist.
Wenn es nöthig gewesen ist, auch diesmal einen kleinen
Theil des zweiten Aufgebots noch mit heranzuziehen, fo
beruht dies darauf, daß die Reorganisation eben noch
nicht fo lange besteht, als zur beabsichtigten vollen
Erleichterung der älteren Jahrgänge der
nothwendig ist. Nach einigen Jahren weiterer Durch-
führung der Reorganifation würde die Armee in
ihrer jeßigen Stärke aufgestellt werden können, ohne
überhaupt ins zweite Aufgebot hinein zu greifen. Jn
mehreren Bezirken hat fchon diesmal das erste Aufgebot
ausgereicht, wogegen freilich in anderen Bezirken eine
stärkere Heranziehung des zweiten Aufgebots erforder-
lich war.

Schon jetzt aber konnten mindestens l20,000Wehrleute,
welche bei einer Mobilmachung nach den früheren Hee-
reseinrichtungen hätten eingezogen werden müssen, in ih-
ren bürgerlichen Verhältnissen belassen werden, die einge-
zogenen älteren Wehrlente aber brauchen der überwiegen:
Den Mehrzahl nach nicht alsbald mit den mobilen Feld-
regimentern gegen den Feind zu rücken, sondern sind zu-
nächst zu Reserve- und Ersatz-Bataillonen und zur Be-
setzung der Festungen bestimmt.

So gehen denn die oon der Reorganifation geheg-
ten Erwartungen in Betress der Schonung der älteren
Wehrpflichtigen fchon jetzt augenscheinlich in Erfüllung.

(Darlehnskassen.) Die gegenwärtigen Kriegsans-
sichten haben, in Verbindung mit einer Geschäftsstockung
in einem großen Theile Europa’s, auch bei uns augen-
blicklich einen empfindlichen Mangel an Kredit im ge-
werblichen, landwirthfchaftlichen und kaufmännischen Ver-
kehr erzeugt. Bei ganz ähnlichen schwierigen Verhält-
nissen, welche sich tm Jahre 1848 fühlbar machten, hat
sich damals die Errichtung von Darlehnskassen als eine
Maßregel von großem Nutzen und Erfolg bewährt. Se.
Majestät der König hat sich deshalb bewogen gefunden,
zur Abhülsfe des bezeichneten Nothstandes auf Grund
des Art.63 der Verfassungsurkunde unter dem 18. D. Ni.
eine Verordnung mit Gefetzeskraft zu erlassen, laut wel-
cher in Berlin und auch sonst, wo es erforderlich ist-
Darlehnskassen (beziehnngsweife Agenturen derselben) ein-
gerichtet werden sollen.

Die Kassen follen gegen Sicherheit Darlehne ge-
währen und für den ganzen Betrag der bewilligten Dar-

 

lehne Kassenfcheine ausgeben, welche jedoch den Gesammt-
betrag Von 25 Millionen nicht übersteigen Dürfen. Diefe
Darlehnskassenfcheine werden auf Beträge von l, 5 unD
10 Thlr. ausgestellt, und tritt zwar im Prioatverkehre
ein Zwang zu ihrer Annahme nicht ein, doch werden sie
von allen öffentlichen Kassen nach ihrem vollen Nenn-
werthe angenommen. Die Darlehne können nur im Be-
trage von wenigstens fünfzig Thalern, in der Regel
nicht auf längere Zeit als drei, und nur ausnahmsweise
bis zu 6 Monaten gewährt werden. Der Zinsfuß bei

 
‚Der, Bewilligung der Darlehne darfder Regel nach nicht
unter den für den Lombardoerkehr der Prenßifchen Bank
bestehenden Sätzen bestimmt werden. Die zu leistende
Sicherheit kann bestehen in Waaren, die dem Verderben
nicht ausgesetzt sind, in Boden- unD Bergwerks-Erzeng-
nissen, sowie Fabrikaten aller Art, die in der Regel bis
zur Hälfte, ausnahmsweise bis zu zwei Dritteln ihres
Schätzungswerths beliehen werden sollen. Auch sollen
inländische Staatspapiere, fo wie unter Genehmigung 

Landwehr des Staats von inländischen Corporationeu und Gesell-
schaften ausgegebene Papiere belieben werden können.

Die Verwaltung der Darlehnskossen übernimmt für
Rechnung des Staats unter der oberen Leitung des Fi-
nanzministers die Preußische Bank, jedoch mit strenger
Absonderung vou ihren übrigen Geschäften.

Uebrigens sollen die neuen Darlehnskassen ebenso
wie die vom Jahre 1848 nur eine vorübergehende Dauer
haben und wieder aufgehoben werden, sobald das Be-
dürfniß zu ihrer Fortdauer verschwindet. Jm Jahre 1848 wurde bekanntlich ein Betrag von höchstens 10
Millionen für die auszugebenden Darlehns-Kassenscheine

;festgefeßt, und noch ist es in Aller Erinnerung, wie fe-
gensreich »die Darlehnskassen damals wirkten, da sie dem
foliden Kaufmann, Fabrikanten und Landwirth mit einem
Male die Viöglichkeit gaben, für feine augenblicklich fast
unverkäuflichen Waaren und Producte sich ein coursiren-
des Zahlungsinittel zu beschaffen. Sicher kann man
wohl annehmen, daß fegt, wo man die Ausgabe der
Kassenfcheine bis auf 25 Millionen erhöht hat, die Hülfe
nicht minder nachhaltig fein werde.

 
 

Das preußifche Papiergeld.

Je weniger die nachtheiligen Folgen, welche der Aus-
bruch oder die drohende Gefahr eines Krieges auf die
wirthfchaftlichen Verhältnisse der Völker ausübt, an und
für sich vermieden werden können, desto nothwendiger ist es,
diese Nachtheile durch allfeitige Befonnenheit innerhalb
mäßiger Grenzen zu halten. Besonders gilt es, daß
alle Einsichtigen den Eingebungen unbegründeler und
sinnlofer Angst entgegenwirken, welche dem gesammten
Gefchäflsleben tiefere Wunden schlagen kann, als der
wirkliche Ausbruch eines Krieges. Zu den bedauerlichen
Aeußerungen einer solchen Angst gehört die Scheu vor
Papiergeld, welche sich hie und da in der kleineren Ge-
fchäftswelt gezeigt hat. Das Vertrauen zu dem preußischen
Papiergeld ist ein fo sicher begründetes, daß dasselbe bei

 

 ruhiger Erwägung durch die gegenwärtigen politischen
Verhältnisse nicht un Mindesten erschüttert werden kann.
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Das wirkliche Papiergeld des Staates beläuft sich
bekanntlich aus etwa 15 Millionen Thaler in Kassen-
slinrveiinngen, D. h. auf einen Betrag, Der im Vergleich

zu dem Vermögen und- den Hilfsquellen des Staates
als sehr geringfügig bezeichnet werden muß. Nach
dem Gesetz sind diese Geldzeichen dem gemünzten haa-

ren Metallgeld völlig gleichgestellt und werden,«wie
auf jeder Rassen-Anweisung zu lesen ist, ,,vollgültig in
allen Zahlungen« von sämmtlichen Staatskassen ange-
nommen. Wenn man bedenkt, daß die ganze Summe
von 15 Millionen nur einen kleinen Bruchtheil der dem
Staate alljährlich zufließenden Einnahmen bildet, und
daß die dem Geschäftsverkehr so unentbehrlichen Geld-
zeichen zu Ein und Fünf Thalern ausschließlich aus Kas-
sen-Anweisungen besteht, so wird es einleuchten, daß
preußisches Papiergeld mit vollem Recht in allen Zah-
lungen gleichen Werth mit preußischem Courant bean-
spruchen kann. Eine zweite Gattung der im Verkehr
umlaufenden Geldzeichen bilden die Noten der Preußischen
Bank. Dieselben müssen gleichfalls als durchaus voll-
werthiges Zahlungsmittel gelten, da- sie nach gesetzlicher
Vorschrift bei allen öffentlichen Rassen statt baaren Gel-
des, so wie statt der Rassen-Anweisungen angenommen

—

und auf Verlangen der Inhaber unweigerlich von der
Bank gegen Baargeld eingelöst werden müssen. Nach
dem jüngsten Ausweise besitzt die Bank, zur Deckung die-r
ausgegebenen Bauknoten neben anderem Vermögen einen
baaren Schatz von 63 Millionen Thalern in geprägtem
Gelde und in Gold- und Silberbatren. Aus so sicheren
Grundlagen beruht das gesammte Papierwesen Preußens
und daraus erklärt es sich, das preußische Bankuoten und
Kassen-Anweisungen in der Regel auch außerhalb der
heimischen Grenzen nicht allein gern als Zahlungsmittel
angenommen, sondern sogar mit einem Preiszuschlag ge-
sucht werden. Diese festen Grundlagen geben auch gegen
den Einfluß kriegerischer Verivickelungen jede denkbare
Sicherheit und schützen das preußische Papiergeld gegen
ein Herabsinken von seinem Nennwerthe Es beruht
daher nur auf Unkenntniß oder auf uulauterer Gewinn-
sucht, wenn hier und da der Versuch gemacht wird, den
Glauben an diese Sicherheit zu erschüttern.

Ebenso thöricht ist die Beforgniß, welche vielfach in
Bezug auf die Sicherheit der Sparkassen hervorgetreten
ist. Diese Anstalten sind unter der Fürsorge und Auf-
sicht des Staats durchweg so fest begründet, daß kein
Grund vorliegt, ihre Sicherheit zu bezweifeln. 
 

Privat-Anzeigen.
Kirchlicher Anzeiger aus Geis.
Am Feste der heiligen Dreieinigkeit

predigen in der Schloß- und PfarrsKirche:

Frühpredigt: Herr Diakonns Krebs.
*) Amtspredigt: s Herr Hofprediger Hohenthal.
') Nachmittags-predigt: Herr Propst Thielmann.

Jn der St. SalvatorsKirche:
‘) Mittags l2 Uhr: Herr Subdiakonus Schön.

Wochenpredigt:
Donnerstag, den 31. Mai, Vormittags sz Uhr:

Herr Subdiakonus Schön

Am Trinitatisfeste Nachmittags 1' bt i

und sJeittwochg, Den 3o. Mai, Nach-It uhr am“ ehre
in St. Saloaior — Herr Subdiakonus S ch ö n.

‘) Collekte für die evangelischen SchullehrersWittwen und
-Waisen.
 

Bekanntmachung.
Wir setzen hierdurch die Sparkasseu-Juteressenten in

Kenntniß, daß sämmtliche Spaar-Einlagen auf städtische,
sowie ländliche Grundstücke zur ersten Hypothek sicher
angelegt sind, so daß ein Verlust unter allen Umständen
nicht zu befürchten ist.

Oels, den 15. Mai 1866.
Der Magistrat.

gogoliner Kalei,

Portland-Cement, -
empfiehlt zu den billigsten IPreisen

U. B. Oelsner,
in Oels.

  

s Bekanntmachung.
Die Verpachtung der Kirschen auf den Chausseen

für das Jahr 1866 wird

am 8. Juni d. J.,
von Vormittags 9 Uhr ab,

im Geschäftslokale des Untert-Seuer-Amtes zu Brieg
für die Chausseestrecke:

1. zwischen Brieg und Schurgast,
2 - Brieg Haydau,

am 9. Juni d. J.,
von Vormittags 9 Uhr ab,

im Geschäftslokale des Unter-Steuer-Amtes zu Ohlam
1. zwischen Tschechnitz und Ohlau,
2. Ohlau Hnydau,

Rosenhayn Lichtenberg,
am 9. Juni d. J.,

von Vormittags 9 Uhr ab, «
im Gefchäftslokale des hiesigen Haupt-Steuer-Amtes,

. -

-
- --

-
- --3.

 1. zwischen Peucke und Bohrau, '
2. - Oels Görnsdorf,

öffentlich an den Meistbietenden erfolgen.

Die Pachtbedinguugen können bei den vorge-
nannten Unter-Steuer-Aenrtern und bei dem unter-
zeichnet-en Haupt-Steuer-Amte eingesehen werden.

Oels, den 24. Mai 1866.

-
- -

 Königliches Haupt-Steuer-Amt.



Bekaiintneachung.
Da binnen Kurzem die Einstellung des Ersatzes stattfinden wird, durch kriegsministeriellen Erlaß vom

13. d. Mis. sämmtlichen Ersatz-Truppentheilen aber bereits die Ermächtigung ertheilt ist, einjährsige Freiwillige
einzustellen, so werden sämmtliche gestellungspflichtige einjährige Freiwillige hierdurch aufgefordert, sich sofort,
spätestens aber bis zum 15. Juni cr.‚ bei einem Ersatz-Truppentheil zur Ableistung ihrer Dienstpflicht zu melden.

Wer bis dahin von seiner Berechtigung keinen Gebrauch macht, verfällt der Aushebung.
Breslau, den 22. Mai 1866. . . .

Der stellvertretende commandirende General. Der Wirkliche Geheime Rath und Ober-
X (gez.) Gras von betonte-. Präsident der Provinz Schlesien.

(gez.) von Schleinitz.
Vorsteheiide Bekanntmachung bringe ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß und fordere die gestellungs-

pflichtigen einjährigen Freiwilligen zur Folgeleistung auf. ' .
« Oels, am 25. Mai 1866. Der Königliche Landrath. von der Berswordt.

Eonfcmatimcanfl—ituti—omfler Uerein,
Oelser Kreises.

Versammlung: Sonntags, den 27. Mai, Nachmittags 3 Uhr, im goldnen Adler
zu Oels.

Tages-Ordnung: Die Tagesfragen.

  

Der Vorstand.

Säe-Lcin e
in verschiedenen Sorten, bis zur feinsten Qualität, ·

desgleichen blaue duat-8u111nen _
bei L. J. Llpmann.

_______ Gäaitfiäääälmäb—a’ätung. s 33 Kiste (gamma (k1eiascheitig),
Die Chausseegeld-Hebestellen zu Zessel, Schmarse 26 Klstrs KlefmspStockhPlz unb

und Langewiese an der von Breslau nach Poln.- « ‚7 Klstrs erlenesfmd bIkkeUes Astholz
Qßattenberg führenden Chaussee fallen vom 1. Juli meistbietend, gegen gleich baare Bezahlung verkauft

d. J. ab verpachtet werden, wozu ein Lizitations- mcrbcn.

 

 

  
Cletmin am Versammlungsort: Forsthaus Bohrau.

Montag, den lt. Juni d. J., Z U k t i o n.
im Geschäftslokal des Haupt-Steuer-Amtes zu Oelsi Mittwoch , den 30. Mai an,

angesetzt ist und zwar: früh von 8 Uhr an,
für die Stelle zU Langewiese werden auf dem Königl. Kreis-Gericht hierselbst

Vvtt 10 bis 12 Uhk Vokmittqgs, —- Zimmer Nro. 5 — aus einem Nachlaß-
zU ‚gefiel Und Schmarse Gläser, Porzellan, 1 Wanduhr, Yiesfing, Kupfer,

Von 8 bis 5 Uhk Nachmittags- Meubles, Hausgeräth, Kleidungsstiicke, Betten,
Hierzu werden Pachtlustige eingeladen- welche Wäsche, Bilder, 3 Brachen, Ringe, Armbander,

die Bedingung in unserem Geschäftslokal während Löffel, Messer, Gabeln und dgl. mehr
ber SDienftftunben einsehen können. öffentlich, gegen baldige Zahlung versteigert, was

Wer zum Victen zugelassen werben miII, bat Kauflustigen mit dem Bemerkeii bekannt gemacht
im Termine vorher eine Kaution von 100 Rthlr. wird, daß der Verkauf bestimmt stattfindet und daß
baar ober in ®taat6paniereu Nach b'em KOUVsWerthe sich unter den Meubles und Kleidungsstücken 1 Sopha,
zU erlegen- Speiseschrank, Tische, Bettstellen, Röcke, Hosen,

Oels- den 19. ämai1866. Hemden, Stiefeln, Schuhe, 1 seidener Mantel,
Königliches Haupt-Steuer-Amt. 1 seidenes Kleid, auch andere Kleider, Unterröcke,

Tischdecken, Gardinen, Bettüberziige, 1 Muff, 1 Pelz- 

g) o l3 "SA U k t i o 11.. « kragen und Nianchetten befinden.
Donnerstag- den st« Mai 1866- Das, beu 25. Mai 1866.

Vormittags 9 Uhr, Ilofl'mann, sollen aus dem Bohrau’er DominialsForsten Auktions-Koinmissarius·.


